
Stadtverwaltung Radeberg Radeberg, den 12.06.2026
Oberbürgermeister Az.: 631-621

Bekanntmachung der Stadtverwaltung Radeberg

Erhaltungssatzung „Innenstadt Radeberg" (Neufassung vom 04.05.2026 zur
Fehlerbehebung)
- Satzungsbeschluss
- ln-Kraft-Setzung der Satzung (Verfahren nach § 214 Abs. 4 BauGB)

Der Stadtrat der Stadt Radeberg hat in seiner Sitzung am 27.05.2026 mit Beschluss
SR025-2026 die Erhaltungssatzung „Innenstadt Radeberg" (Neufassung vom
04.05.2026 zur Fehlerbehebung) beschlossen.
Die Erhaltungssatzung „Innenstadt Radeberg" (Neufassung vom 04.05.2026 zur
Fehlerbehebung) tritt rückwirkend zum 02.08.2022 in Kraft.

Jedermann kann die Erhaltungssatzung „Innenstadt Radeberg" (Neufassung vom
04.05.2026 zur Fehlerbehebung) in der Stadtverwaltung Radeberg, Stabsstelle
Stadtentwicklung und Stadtplanung - Frau Vogel - während der Sprechzeiten der
Ämter (montags, dienstags, donnerstags und freitags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr
sowie zusätzlich dienstags von 13.30 - 18.00 Uhr und donnerstags von 13.30. -
16.00 Uhr) einsehen und über den lnhalt Auskunft erlangen.
Alle Vorschriften, Regelwerke und Normen, die die Grundlage der Erarbeitung der
Satzung bildeten und auf die die Satzung verweist (z.B. DIN — Normen) liegen in der
Stadtverwaltung Radeberg, Stabsstelle Stadtentwicklung und Stadtplanung - Frau
Vogel - während der Sprechzeiten der Ämter (montags, dienstags, donnerstags und
freitags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr sowie zusätzlich dienstags von 13.30 - 18.00 Uhr
und donnerstags von 13.30. - 16.00 Uhr) zur Einsichtnahme bereit.

Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4 BauGB (Baugesetzbuch)
bezeichneten beachtlichen Verfahrens- und Formvorschriften, nach § 214 Abs. 3
Satz 2 BauGB bezeichneten beachtlichen Mängel des Abwägungsvorganges, sind
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die
fristgerechte Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in
eine bisher zulässige Nutzung durch diese Satzung und über das Erlöschen von
Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen.

Hinweis nach § 4 Abs. 4 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen
(SächsGem0)

Nach § 4 Abs. 4 SächsGem0 gelten Satzungen, die unter Verletzungen von
Verfahrens- oder Formvorschriften zustande gekommen sind, ein Jahr nach ihrer
Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen.

Dies gilt nicht, wenn



1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,

2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind,

3. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 SächsGem0 wegen
Gesetzwidrigkeit widersprochen hat,

4. vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGem0 genannten Frist

a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder

b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der Stadt
unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll,
schriftlich geltend gemacht worden ist.

1st eine Verletzung nach Satz 2 Ziffern 3 oder 4 geltend gemacht worden, so kann
auch nach Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGem0 genannten Frist jedermann
diese Verletzung geltend machen.

Frank Höhme
Oberbürgermeister


